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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschläge der Kommission der EWG für 

eine Richtlinie des Rats zur Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs für die selbständigen Tätigkeiten 

1. bestimmter Hilfsgewerbetreibender des Verkehrs und der 
Reisevermittler (CITI-Gruppe 718) 

2. der Lagerhalter (CITI-Gruppe 720) 

3. des Zollagenten (CITI-Gruppe ex 839) 

eine Richtlinie des Rats über die Einzelheiten der Übergangs- 
maßnahmen auf dem Gebiet der selbständigen Tätigkeiten 

1. einiger Hilfsgewerbetreibender im Verkehr und der Reise- 
vermittler (CITI-Gruppe 718) 

2. der Lagerhalter (CITI-Gruppe 720) 

3. des Zollagenten (CITI-Gruppe ex 839) 

— Drucksache V/164 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ravens 


Die beiden Vorschläge der Kommission der EWG 
sind dem Deutschen Bundestag gemäß Artikel 2 des 
Zustimmungsgesetzes zum EWG-Vertrag von der 
Bundesregierung zugeleitet worden. Mit Schreiben 
das Herrn Präsidenten vom 10. Januar 1966 wurde 
die Vorlage dem Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen mit Frist zum 23. März 1966 zur 
Beratung zugewiesen. Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen hat sich in seiner 6. Sitzung 
am 26. Januar 1966 mit den Vorschlägen befaßt. 


Die Kommission der EWG hat die beiden Vor- 
schläge in Ausführung der 1961 vom Rat der EWG 
beschlossenen Allgemeinen Programme zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs vor- 
gelegt. Der Deutsche Bundestag hat sich bereits mehr- 
fach mit Richtlinienvorschlägen über die Nieder- 
lassungsfreiheit und den freien Dienstleistungsver- 
kehr befaßt. Eine Reihe dieser Richtlinienvorschläge 
sind auch vom Rat der EWG bereits verabschiedet 
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worden. Durch sie sind vor allem im Bereich der 
Industrie, des Handwerks, des Bergbaus und des 
Großhandels die Niederlassungsfreiheit und der 
freie Dienstleistungsverkehr weitgehend verwirk- 
licht. Entsprechend den Allgemeinen Programmen 
sollen diese Regelungen nunmehr auf den Bereich 
der Hilfsberufe des Verkehrs ausgedehnt werden. 
Die jetzt vorgelegten Richtlinienvorschläge über- 
nehmen weitgehend die Formulierungen aus den 
vom Rat der EWG bereits verabschiedeten Richt- 
linien. 

Die Richtlinie über die Verwirklichung der Nie- 
derlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungs- 
verkehrs soll die noch bestehenden Ausländer- 
diskriminierungen beseitigen. In Deutschland be- 
stehen in diesem Sachbereich solche Diskriminierun- 
gen nur noch für die Tätigkeit des Auswanderungs- 
agenten, während in anderen Mitgliedstaaten zum 


Teil noch die bekannten allgemeinen Diskriminie- 
rungen und darüber hinaus einige besondere Diskri- 
minierungen für einzelne Berufe bestehen. Die Auf- 
hebung dieser Beschränkungen liegt auch im Inter- 
esse der deutschen Wirtschaft. 

Die Richtlinie über die Ubergangsmaßnahrnen soll 
es den Angehörigen der Mitgliedstaaten, in denen 
keine entsprechenden Berufsregelungen bestehen, 
erleichtern, in Mitgliedstaaten mit Berufsregelungen 
diese Tätigkeiten aufzunehmen. Auch dieser Vor- 
schlag knüpft an bereits vom Rat der EWG erlas- 
sene Richtlinien an. Er bringt für das deutsche 
Recht keine besonderen Probleme mit sich, da fach- 
liche Anforderungen in diesem Bereich in Deutsch- 
land nur für die Wäger und für die Ausstellung 
von Orderlagerscheinen bestehen. 

Der Ausschuß hat gegen die Vorlagen keine Be- 
denken und schlägt Kenntnisnahme vor. 


Bonn, den 26. Januar 1966 


Ravens 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von den Vorschlägen der Kommission der EWG 
— Drucksache V/164 — Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 26. Januar 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstands fragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Ravens 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 



